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Eine Arbeitnehmerin, die den direkten Weg auf dem Heimweg von der Arbeitsstelle ver-
lässt, um privat einzukaufen, befindet sich solange auf einem unversicherten Abweg, wie 
sie die direkte Route noch nicht wieder erreicht hat. 
 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII 
 
Urteil des LSG Saarland vom 09.12.2020 – L 7 U 4/20 – 
Aufhebung des Urteils des SG Saarland vom 04.11.2019 – S 4 U 193/17 
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 17/21 R – wird berichtet 
 

Die Beteiligten streiten, ob der Verkehrsunfall vom 01.07.2016 ein Arbeitsunfall (Wegeunfall) 
ist. 
Die 1953 geborene und in Bo., Frankreich, wohnhafte Klägerin war bis 31.03.2018 bei der F.-
Werke GmbH in Sa. beschäftigt. Am 01.07.2016 fuhr sie nach der Arbeit auf dem Weg nach 
Hause von der Autobahn A620 an der Autobahnabfahrt Wa. ab, um im L. Markt in der Wa. 
Straße einzukaufen. Anschließend wollte sie vom L. Markt über die Sch. und die F.-Allee 
parallel zur Autobahn A620 bis zur B405 in Höhe der Autobahnabfahrt Sa.-Mitte fahren. Die 
B405 führt direkt nach Bo. Im Bereich Sch./F.-Allee kollidierte sie mit einem anderen Pkw 
und zog sich dabei Verletzungen zu. 
Mit Bescheid vom 08.03.2017 teilte die Beklagte der Klägerin mit, dass das Ereignis vom 
01.07.2016 nicht als Arbeitsunfall anerkannt werde, da sie sich zum Unfallzeitpunkt auf einem 
Abweg befunden habe. 
Der hiergegen eingelegte Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos. 
Das SG hingegen gab ihrer Klage statt. Denn nach Abschluss der Einkäufe habe sich die Fahrt-
route über die Wa. Straße in die Sch. und von dort in die F.-Allee und über die B405 nach Bo. als 
unmittelbarer und direkter Heimweg dargestellt (s. Rz. 7). 
Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die 
Klage abgewiesen. 
Die Klägerin habe keinen versicherten Wegeunfall gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII erlitten, da 
sie sich zum Zeitpunkt des Unfallereignisses auf einem unversicherten Abweg befunden habe. 
Der direkte Weg von der Arbeitsstelle zum Wohnort führe über die Autobahnen A8 und A620 bis 
zur Autobahnabfahrt Sa.-Mitte und von dort auf der B405 weiter nach Bo. Anders als von der 
Klägerin behauptet, sei dieser Weg sowohl schneller (28 Minuten gegenüber 31 Minuten), als 
auch kürzer (26 km gegenüber 26,4 km) als der von ihr am Unfalltag gewählte Weg (s. Rz. 
23). 
Entgegen der Auffassung des SG sei der Abweg zum Zeitpunkt des Unfalls auch nicht been-
det gewesen. Die Klägerin habe sich noch nicht wieder auf dem direkten Weg von ihrer Ar-
beitsstelle zu ihrem Wohnort befunden. Dies wäre erst dann der Fall gewesen, wenn sie entweder 
die kurze Strecke zurück zur Autobahnauffahrt Wa. und von dort auf die Autobahn gefahren wäre, 
oder wenn sie die B405 in Höhe der Autobahnausfahrt Sa.-Mitte erreicht hätte. Beides sei nicht 
der Fall gewesen. Insbesondere sei es unerheblich, ob es für die Klägerin günstiger gewesen 
wäre, zurück zur Autobahnauffahrt Wa. zu fahren, oder den von ihr üblicherweise gewählten Weg 
zu nehmen (s. Rz. 24). 
Die Unterbrechung sei auch nicht als geringfügig anzusehen. Eine Unterbrechung sei nur 
dann als geringfügig zu bezeichnen, wenn die Verrichtung bei natürlicher Betrachtungsweise 
zeitlich und räumlich noch als Teil des Weges in seiner Gesamtheit anzusehen ist. Das sei der 
Fall, wenn sie zu keiner erheblichen Zäsur in der Fortbewegung in Richtung auf das ursprüngliche 
geplante Ziel führe, weil sie ohne nennenswerte zeitliche Verzögerung „im Vorbeigehen“ oder 
„ganz nebenher“ erledigt werden könne (vgl. Urteil des BSG vom 07.05.2019 – B 2 U 31/17 R – 
[UVR 10/2019, S. 540]). Dies sei hier offensichtlich nicht der Fall (s. Rz. 25). 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/15974374/18096042/-/10_2019_04.pdf?nodeid=18096257&vernum=-2
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Der Senat hat die Revision nicht zugelassen. (R.R.) 

 
Das Landessozialgericht Saarland hat mit Urteil vom 09.12.2020 – L 7 U 4/20 – 
wie folgt entschieden: 
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